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Text 

Öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse. 

§ 529. (1) Der im Zeitpunkt der Aufnahme in ein öffentlich-rechtliches oder diesem gleichgestelltes 
Dienstverhältnis leistungszuständige Versicherungsträger (§§ 245 und 246) hat an den Dienstgeber auf 
Antrag für jeden Monat (§ 231) einer angerechneten Beitrags- beziehungsweise Ersatzzeit einen 
Überweisungsbetrag zu leisten, wenn 

 a) der Dienstnehmer vor dem 1. April 1952 in ein öffentlich-rechtliches oder diesem 
gleichgestelltes Dienstverhältnis als Angehöriger des Dienststandes aufgenommen worden ist 
(§ 11 Abs. 5) oder nach dem 31. März 1952 in ein solches Dienstverhältnis aufgenommen 
worden ist und eine Leistung aus der Pensions(Renten)versicherung vor dem 30. September 1955 
angefallen ist, 

 b) der Dienstgeber nach den für ihn geltenden dienstrechtlichen Vorschriften bereits erworbene 
Beitrags- beziehungsweise Ersatzzeiten des Dienstnehmers für die Begründung des Anspruches 
auf einen Ruhe(Versorgungs)genuß und dessen Ausmaß ganz oder teilweise angerechnet hat oder 
anrechnet, 

 c) der Dienstnehmer aus dem Dienststand des Dienstgebers mit dem Anspruch auf 
Ruhe(Versorgungs)genuß nach dem 9. April 1945 ausgeschieden ist oder ausscheidet und 

 d) ein Anspruch auf eine Leistung nach Abs. 7 beziehungsweise nach Abs. 8 oder nach Abs. 9 nicht 
besteht. 

Zur Stellung des Antrages ist sowohl der Dienstgeber als auch der Dienstnehmer berechtigt. 

(2) Als einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis nach Abs. 1 gleichgestellte Dienstverhältnisse 
gelten die in der Anlage 11 zu diesem Bundesgesetz genannten Dienstverhältnisse. 

(3) Der Überweisungsbetrag beträgt für jeden zur Gänze bedingt oder unbedingt angerechneten 
Monat einer Beitragszeit 7 v. H., für jeden zur Gänze bedingt oder unbedingt angerechneten Monat einer 
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Ersatzzeit 1 v. H. einer Bemessungsgrundlage von 72,67 €. Für nur teilweise angerechnete Monate 
beträgt der Überweisungsbetrag den entsprechenden Teil. Die Bemessungsgrundlage von 72,67 € ist 
aufzuwerten: 

 a) wenn der Versorgungsfall vor dem 1. Jänner 1962 eingetreten ist, mit dem Faktor 1,100; 

 b) wenn der Versorgungsfall nach dem 31. Dezember 1961 eintritt, mit dem im Zeitpunkt des 
Eintrittes des Versorgungsfalles für das Jahr 1956 geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108c). 

(4) Der Antrag auf Leistung eines Überweisungsbetrages nach Abs. 1 ist frühestens anläßlich des 
Eintrittes des Versorgungsfalles bzw. der Entziehung einer Leistung nach Abs. 7 oder nach Abs. 9 zu 
stellen. 

(5) Ist nach Abs. 1 ein Überweisungsbetrag zu leisten, so hat der leistungszuständige 
Versicherungsträger dem Versicherten 

 a) für jeden vor der Aufnahme in das Dienstverhältnis nach Abs. 1 liegenden Monat einer 
Beitragszeit der Pflichtversicherung, der nicht in der Pensionsversorgung angerechnet worden ist, 
7 v. H. einer Bemessungsgrundlage von 72,67 €, soweit aber eine Teilanrechnung stattgefunden 
hat, nur den im Überweisungsbetrag nicht berücksichtigten Teilbetrag, 

 b) die Beiträge zur Höherversicherung, soweit sie nicht nur als entrichtet gelten, aufgewertet mit 
dem für das Jahr ihrer Entrichtung geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108c), und 

 c) die vor der Aufnahme in das Dienstverhältnis nach Abs. 1 entrichteten Beiträge zur 
Weiterversicherung, soweit die durch ihre Entrichtung erworbenen Beitragszeiten nicht nach 
Abs. 1 lit. b angerechnet worden sind, aufgewertet mit dem für das Jahr ihrer Entrichtung 
geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108c), 

zu erstatten. Abs. 3 letzter Satz und § 107a sind anzuwenden. Unabhängig davon, ob ein 
Überweisungsbetrag nach Abs. 1 zu leisten ist, sind auf Antrag des Versicherten sämtliche nach der 
Aufnahme in das Dienstverhältnis nach Abs. 1 entrichteten Beiträge zur Weiterversicherung jederzeit, 
sonst gleichzeitig mit der Leistung des Überweisungsbetrages – es sei denn, diese Beiträge wurden nach 
einer pensions(renten)versicherungspflichtigen Nebenbeschäftigung entrichtet – aufgewertet mit dem für 
das Jahr ihrer Entrichtung geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108c) zu erstatten. 

(6) Der Überweisungsbetrag nach Abs. 1 und die Erstattungsbeträge nach Abs. 5 sind binnen 18 
Monaten nach Einlangen des Antrages des Dienstgebers vom leistungszuständigen Versicherungsträger 
zu bezahlen. § 309 letzter Satz gilt entsprechend. 

(7) Leistungsansprüche aus der Pensions(Renten)versicherung, die nach den vor dem 1. Jänner 1961 
in Geltung gestandenen Vorschriften in Verbindung mit § 6 beziehungsweise mit § 6 und § 7 des 
Bundesgesetzes vom 8. Juli 1948, BGBl. Nr. 177, zuerkannt worden sind oder nach dem 31. Dezember 
1960 für einen vorher gelegenen Zeitraum noch zuerkannt werden, sind, wenn sie für den Monat 
Dezember 1960 noch gebühren, mit folgender Maßgabe neu zu bemessen: 

 a) Die nach § 6 des Bundesgesetzes vom 8. Juli 1948, BGBl. Nr. 177, zuerkannten Leistungen sind 
auf das 1,3fache des im Monat Dezember 1960 ausgezahlten Betrages zu erhöhen, 

 b) die nach § 7 des Bundesgesetzes vom 8. Juli 1948, BGBl. Nr. 177, zuerkannten Leistungen sind 
auf das 1,3fache des nach Aufhebung der Ruhensbestimmungen im Monat Dezember 1960 
gebührenden Betrages zu erhöhen. 

Die sich ergebenden Mehrbeträge gebühren zu einem Drittel ab 1. Jänner 1961, zu zwei Dritteln ab 
1. Jänner 1962 und ab 1. Jänner 1963 in voller Höhe. Rentenberechtigten der Geburtsjahrgänge 1876 und 
früher gebührt jedoch schon ab 1. Jänner 1961, Rentenberechtigten des Geburtsjahrganges 1877 ab 
1. Jänner 1962 der volle Mehrbetrag. 

(8) Für das Ausmaß der Hinterbliebenenpensionen nach Beziehern von Pensionen nach Abs.7 gelten 
die Vorschriften des Vierten Teiles dieses Bundesgesetzes über das Ausmaß der 
Hinterbliebenenpensionen mit der Maßgabe, daß 

 a) als Invaliditäts(Alters)pension die nach Abs. 7 im Zeitpunkt des Todes gebührenden Leistungen 
gelten, 

 b) wenn keine Bemessungsgrundlage vorhanden ist, zehn Sechstel der Invaliditätspension nach lit. a 
als Bemessungsgrundlage gelten und von dieser Bemessungsgrundlage für die während des 
Pensionsbezuges erworbenen Beitragszeiten ein Steigerungsbetrag von 15 v. T. für je zwölf 
Beitragsmonate zu gewähren ist; ein Rest von weniger als zwölf Beitragsmonaten ist in 
sinngemäßer Anwendung der Bestimmung des § 261 Abs. 3 letzter Satz bzw. § 284 Abs.3 letzter 
Satz zu berücksichtigen. 
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Hinterbliebenenrenten nach Rentenberechtigten sind, wenn der Tod des Rentenberechtigten in den Jahren 
1961 oder 1962 eintritt, von der Rente zu berechnen, die dem Rentenberechtigten am 1. Jänner 1963 
gebührt hätte. 

(9) In den Fällen, in denen für eine Leistung nach § 6 beziehungsweise nach § 6 und § 7 des 
Bundesgesetzes vom 8. Juli 1948, BGBl. Nr. 177, der Stichtag (§ 223 Abs. 2) nach dem 31. Dezember 
1960, aber vor dem 1. Februar 1962 liegt, sind diese Leistungen nach den vor dem 1. Jänner 1961 in 
Geltung gestandenen Vorschriften festzustellen und nach Abs. 7 beziehungsweise nach Abs. 8 mit der 
Maßgabe neu zu bemessen, daß die sich ergebenden Mehrbeträge in voller Höhe gebühren. 

(10) Bei Anwendung des § 95 gilt als Grundbetrag die Hälfte der nach Abs. 7 lit. b, Abs. 8 und 
Abs. 9 dem Rentner beziehungsweise seinen Hinterbliebenen gebührenden Leistung. 

(11) Auf den Überweisungsbetrag nach Abs. 1 und die Beitragserstattung nach Abs. 5 ist § 310 
anzuwenden. 

(12) Die Bestimmungen des Abs. 1 lit. a, b und d, der Abs. 2 bis 6 und des Abs. 11 sind auch auf 
Personen anzuwenden, die sich am 12. März 1938 als Angehörige des Dienststandes in einem öffentlich-
rechtlichen oder diesem gleichgestellten Dienstverhältnis befunden haben und bei denen der 
Versorgungsfall nach dem 9. April 1945 eingetreten ist. 

(13) Eine nach § 6 des Bundesgesetzes vom 8. Juni 1948, BGBl. Nr. 177, zuerkannte und nach 
Abs. 7 erhöhte Leistung steht der den Ruhe(Versorgungs)genuß anweisenden Stelle so lange zu, als der 
Ruhe(Versorgungs)genuß läuft; um den Betrag dieser Leistung verringert sich eine dem Pensionisten 
bzw. seinen Hinterbliebenen gebührende Pension. 
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